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Volker Kauder 

Hartz IV: Nicht nur fordern, 
sondern auch fördern! 

D'e CDU/CSU hält an den 
Zündsätzen der Arbeits- 

^arktreform Hartz IV fest; 
w'r haben die gesetzlichen 

^gelungen mit beschlos- 
Sen und tragen diese ver- 
antwortlich mit. Leider hat 
.Ie Bundesregierung aber 
'n drei Bereichen Kardinal- 
ster begangen, an denen 
le Union keinen Anteil hat 

und die wir mit Sicherheit 
nicht gemacht hätten: 
• Schröder und sein Kabi- 
nett haben in all den Fragen 
unterhalb der gesetzlichen 
Regelung, die sie allein be- 
stimmen konnten, wieder 
einmal die schon berüchtig- 

ten handwerklichen Fehler 
begangen. Gemeint ist der 

erste     Auszahlungstermin, 

die Anrechnung von Vermö- 
gen der Kinder, der Umgang 

mit Ausbildungsversiche- 
rungen usw. 

• Schröder und sein Kabi- 
nett haben den Menschen 
in unserem Land weder die- 
se Arbeitsmarktreform noch 
ihre Politik insgesamt er- 
klärt oder erklären können. 
• Schröder und sein       • 



Georg Milbradf'Mi- 
nisterpräsidenten des Jah- 
res" (S. 4) CDU Mecklen- 
burg - Vorpommern auf 
der HanseSail (S. 5) 
H.Sauer: Schröder igno- 
riert in der Vertreibungs- 
frage deutsches und inter- 
nationales Recht (S. 6) 
Die PR-Regierung - der 
Medienkanzler und seine 
Werbemillionen (S. 8) D. 
Austermann: Haushalt 2005 
definitiv verfassungswid- 
rig (S.9) H. Heidenreich: 
Klonierung in Europa er- 
zwingt politische Grund- 
satzentscheidung (S. 9) 
M. Eichborn, R. Pawelski: 
Bundesregierung versteckt 
sich hinter fehlenden Da- 
ten (S. 10) D. Fischer: 
Lkw-Mauteinführung zü- 
gig voranbringen (S. 11) 
A. Widmann-Mauz: Re- 
form der sozialen Pflege- 
versicherungschon wieder 
Makulatur (S. 11) M. 
Meister: Auswirkung der 
Tabaksteuererhöhungen 
überprüfen (S. 12) G. 
Krings, J. Klöckner: Steuer- 
erhöhungstattjugendschutz 

ist realitätsfremd (S. 13) 

Kabinett haben aber 
den schlimmsten Fehler be- 
gangen, indem sie nur die 
eine Seite der Reformme- 
daille geprägt haben: wenn 
man die Menschen mehr for- 

dern will Arbeit anzuneh- 
men, muss man auch Ar- 
beitsplätze schaffen. Die Re- 
gierung hat aber alle Maß- 
nahmen unterlassen, die 
mehr Arbeitsplätze erzeu- 
gen könnten und von uns 
vorgeschlagen werden. Da- 
mit bürdet man den Men- 
schen schmerzhafte aber not- 
wendige Korrekturen auf, 
ohne ihnen auch die Hoff- 
nung und die ebenso notwe- 
nige Förderung zu geben. 

Die Nachbesserungen 
bei der Umsetzung, wie sie 
in der eiligst angesetzten 
Krisensitzung der Regierung 
beschlossen wurden, wer- 
den von der Union mitgetra- 
gen. Sie sind aber die Notre- 

aktion Schröders auf bis da- 
hin geradezu dilletantisches 
Vorgehen bei der exekuti- 
ven Ausgestaltung der Ge- 
setze und vor allen auch bei 
der Aufklärung und Informa- 
tion der Bevölkerung. 

Die Regierung hatte das 
mit uns vereinbarte Gesetz 

miserabel umgesetzt. Das ist 
der Hauptgrund für die Pro- 
teste und Demonstrationen 

gegen die Reform. Das Vor- 
haben, den erstmaligen Zah- 
lungstermin für das neue Ar- 
beitslosengeld II vom Januar 
in den Februar zu verlegen, 
diente nur der Haushaltssa- 
nierung auf dem Rücken der 
Betroffenen. Der rot-grüne 

Haushalt sollte hier auf Ko- 
sten der Arbeitslosen um 1,4 
Milliarden entlastet werden, 
indem bisherige Arbeitslo- 

senhilfeempfänger im kom- 
menden Jahr nur elf statt 
zwölf Monate lang Unter- 

stützung erhalten. Diese Um- 
setzungsregelung ist von 
Wirtschaftsminister Clement 
außerhalb der gemeinsamen 

Beschlüsse mit der Union 
entwickelt worden. 

Mit diesen ständigen 

handwerklichen Fehlern und 
Alleingängen verunsichert 
Rot-Grün die Menschen 
noch weiter und gefährdet 
so den Erfolg der wichtigen 

Arbeitsmarktreform. Es steht 
zudem einem Bundeswirt- 

schaftsminister nicht gut zu 
Gesicht, in einer solchen Si- 
tuation zunächst dem Kanz- 
ler gegenüber schriftlich zu 
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erklären, dass er für die Klä- 
rung dieser Fragen nicht aus 

dem Urlaub zurückkommen 
und mit den Menschen spre- 
chen will, um das Gesetz zu 
erklären. Deutschland mus- 
ste leider auf diese eilige No- 
toperation auch warten, bis 
auch der Kanzler aus seinem 
Urlaub zurückgekehrt war. 

Manche Fragen der Ar- 
beitsmarktreform sind weit 
Weniger dramatisch als sie 
mitunter   dargestellt   wer- 
den, in vielen Punkten sind 
die Freigrenzen und Mög- 

'"chkeiten für Arbeitslosen- 
geld-   und   Sozialhilfeemp- 
fänger   sogar   großzügiger 
als bisher. Dies betrifft Fra- 
gen der Zulässigkeit eines 
Autos, der Freigrenzen für 
das Vermögen  der  Kinder 
(dreimal so hoch wie bisher) 
Ur>d anderes mehr. Schrö- 
ders Regierung aber hat die 
Menschen überfallen mit ei- 
nem   16-seitigen   Fragebo- 
gen, ohne ihnen vorher zu 

erklären, worum es eigent- 
lich geht. Auch dies ist ein 
ew'ger    Fehler   Schröders: 
Wenn man keinen Plan und 
kein Ziel seiner Politik hat, 
gelingt es auch nicht, politi- 
Sche Maßnahmen den Men- 
Schen in unserem Land zu 
erklären und sie auf diesen 
Weg mitzunehmen. 

Es ist bereits vor der Bun- 
estagswahl unser Vorschlag 

8evvesen, die Sozial- und die 
Arbeitslosenhilfe 

zusammenzuführen. Vom 
Grundsatz her ist dies richtig, 
und daher stehen wir auch 
dazu. 

Aber es muss in der Dis- 
kussion vor allem darum ge- 
hen,   wie   mehr  Arbeit   in 
ganz Deutschland und vor 
allem im Osten geschaffen 
werden kann, um den  Be- 
ziehern des neuen Arbeits- 
losengeldes    II   eine   Per- 
spektive  zu  schaffen. An- 

sonsten  ist das  Hauptziel 
von Hartz IV, die Menschen 
in Arbeit zu bringen, nicht 
zu erreichen. Die Union hat 
von Anfang an eine stärkere 
Verpflichtung    des    Staats 
oder der Kommunen fest- 
schreiben wollen, Arbeit an- 
zubieten. Daher muss man 
noch einmal über die Idee 
von kommunalen Beschäfti- 
gungsgesellschaften   nach- 
denken,   die   Arbeitskräfte 
ausleihen könnten. Und wir 
brauchen  Arbeitsplätze  im 
ersten   Arbeitsmarkt.    Die 
Bundesregierung muss un- 
sere Idee eines staatlich ge- 

förderten    Niedriglohnsek- 
tors endlich aufgreifen. 

Um Arbeitsplätze zu 
schaffen gehört es eben auch 
dazu, den Arbeitsmarkt von 
Behinderungen zu befreien, 
damit zu Gunsten der Arbeit 
suchenden auch Arbeits- 
plätze entstehen können. 
Gemeint sind rechtliche 

oder bürokratische Bela- 
stungen für die Unterneh- 

men, die sie bisher davon ab- 
halten, Arbeitsplätze zu 
schaffen. Selbst der Namens- 
geber der Schröderschen Ar- 
beitsmarktreform Peter 
Hartz kritisiert, dass bei den 
Gesetzen der Regierung we- 
sentliche Teile des Konzepts 
fehlen und sojedenfalls nicht 
wie von ihm vorhergesehen 
für 2 Millionen Menschen ein 
neuer Arbeitsplatz geschaf- 
fen werden wird. 

Das Zusammenlegen von 
Arbeitslosen-   und   Sozial- 
hilfe ist richtig, aber wir hät- 
ten dies anders gemacht: Das 
Hauptproblem ist, dass es zu 
wenig Arbeit gibt. Wenn man 

nicht auch diezweiteSeiteder 
Medaille der Arbeitsmarktre- 
form   angeht,   werden   die 
Menschen nurgefordert.aber 
nicht genug gefördert. Damit 
bleibt Schröder mutlos auf 
halbem  Weg  stehen,  ohne 
dass ein Erfolg erkennbar ist. 
Seine Politik hat bisher dazu 
geführt, dass in Deutschland 

täglich tausend Arbeitsplätze 
verloren gegangen sind und 
bei   der   Entwicklung   des 

Pro-Kopf-Einkommens    im 
internationalen    Vergleich 
Deutschland auf den vorletz- 
ten Platz zurückgefallen ist. 
Eine solche Entwicklung un- 
ter dieser Regierung hält auf 
die Dauer kein Land aus. 

Volker Kauder ist der 
Erste Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der Bundes- 
tagsfraktion. 
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Aus den Ländern 

Georg Milbradt zum „Ministerpräsident 
des Jahres" gewählt 

Der Freistaat Sachsen macht 
unter allen 16 Bundeslän- 
dern die größten ökono- 
mischen Fortschritte. Das 

belegt das zweite Bundes- 
länder-Ranking der Initia- 
tive Neue Soziale Markt- 

wirtschaft (INSM) und der 
WirtschaftsWoche. 

Die Studie ist ein umfas- 
sender Vergleich der 16 Bun- 

desländer und bewertet in 
einem „Dynamik-Ranking" 

die Entwicklung der Länder 
im Zeitraum 2001 bis 2003. 
Grundlage der Analyse, die 
von einem Forscherteam un- 
ter Leitung des Instituts der 
Deutschen Wirtschaft Con- 

sult GmbH erstellt wurde, 
sind 30 ökonomische und 
standortrelevante Indikato- 
ren von der Wirtschaftskraft 

bis zu den Bildungsausga- 

ben. 
Der sächsische Regie- 

rungschef Georg Milbradt 
wird Ministerpräsident des 
Jahres 2004 und erbt den Ti- 
tel von seinem saarländi- 
schen Kollegen PeterMüller, 

der im Vorjahr gewann. Der 
Preis wird am 9. September 
2004 in Berlin im Rahmen ei- 
nes Festaktes verliehen. 

Sachsenführtdas Ranking 

klar vor Niedersachsen und 
Rheinland-Pfalzan. Durchge- 

hend gute Noten bei der Ent- 
wicklung der Faktoren Wohl- 
stand, Struktur und Standort 

hätten den Freistaat von 
Platz 6 im Vorjahr ganz nach 
vorne gebracht, heisst es in 
der Urteilsbegründung. För- 

dergelderwürden schon seit 

der Regierungszeit von Kurt 
Biedenkopf schwerpunkt- 

mäßig und nicht mit der 
Gießkanne verteilt, lobte der 
stellvertretende Politikres- 
sortleiter der „Wirtschafts- 
woche", Bert Losse, bei der 
Preisverleihung. In dem 
Freistaat seien mittlerweile 
„hochproduktive Cluster" 
wie die Automobilindustrie 
und die Mikroelektronik ent- 
standen. „Das größte Wirt- 
schaftswachstum, die zweit- 
höchsten Investitionen und 
das geringste Schulden- 
wachstum machen Sachsen 
zum Shootingstar unter den 

deutschen Bundesländern", 
begründete der Geschäfts- 

führer der Initiative, Tasso 
Enzweiler, das Ergebnis des 
Rankings. Auch der stellver- 

tretende Chefredakteur der 
WirtschaftsWoche, Klaus 
Methfessel, lobte die außer- 
ordentliche Leistung der 
Sachsen: „Der Freistaat hat 
den föderalen Wettbewerb 
angenommen und sich trotz 
der schwierigen Bedingun- 

gen in Ostdeutschland durch- 

gesetzt." 
Zu den Gewinnern des 

Rankings zählt auch das von 

Ministerpräsident Böhmer 
regierte Sachsen-Anhalt, 

das sich - vor allem wegen 
starker Produktivitätszu- 

wächse - von Rang 12 auf 
Platz vier verbesserte. Der 
von Ministerpräsident Die- 
ter Althaus regierte Frei- 
staat Thüringen verbesserte 

sich auf Platz 10. 
Das Bundesländer-Rar1' 

king bewertet die Entwick- 
lung der Bundesländer nacn 
den Faktoren Struktur, Stan- 

dort, Wohlstand und Ar- 
beitsmarkt. Mit dem Messin- 

strument „Unternehmens- 

performance" fließen aucn 
konkrete Daten von 22.000 
Unternehmen in den Länder- 

vergleich ein. 
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Aus den Ländern 

CDU  Mecklenburg-Vorpommern 

Mit eigenem Schiff bei HanseSai 
Zum dritten Mal war die 

CDU Mecklenburg-Vorpom- 
mern auf der HanseSail ver- 
treten. Wie in den vergan- 

genen Jahren stach die Nor- 
dost CDU wieder mit dem 
Eisbrecher „Stettin" in See. 

Mitglieder aus vielen 
Kreis- und Ortsverbänden, 

Wahlhelfer.dieMitgliederdes 
Landesvorstandes, Kreisvor- 
sitzende und Kreisgeschäfts- 
' ührer sowie die Vorsitzenden 
der Vereinigungen der CDU 

Mecklenburg-Vorpommern 
waren am 5. August 2004 im 
Rostocker Stadthafen mit da- 

bei und stachen in See. 

Dietraditionelle Ausfahrt 
2lJr HanseSail war in diesem 

Eckhardt Rehberg begrüßte die rund 200 Teilnehmer 

Jahr auch ein Dankeschön 
an viele Wahlkämpfer und 

Organisatoren vor Ort, nach- 
dem die Nordost-CDU bei 
den Europa- und Kommunal- 
wahlen ein Spitzenergebnis 
erreicht hatte. Die CDU un- 

terstreicht so, dass nicht nur 

zusammen gekämpft und 
politisch gearbeitet wird, 
sondern das auch das ge- 

meinsame Feiern in der Par- 
teiarbeit nicht zu kurz 

kommt, meinte Landesge- 
schäftsführer Klaus-Dieter 
Götz. 

40 JAHRE IN DER CDU: EHRUNG FÜR WERNER STUMP 

Der Landrat des Rhein-Erft- 
Kreises, Werner Stump, 
Wurde jetzt für seine 40- 
jährige Mitgliedschaft in 
der Christlich Demokrati- 

schen Unionausgezeichnet. 
Der 1943 in Siegen gebo- 

gne Politiker, der seine 
"Tätigkeit 1964 im öffentli- 
chen Dienst begann, beklei- 
dete das Amt des ehrenamt- 
lichen Bürgermeisters der 
stadt Kerpen von 1979 bis 
l987. In den Jahren 1985 bis 
1999 war er Abgeordneter 
lrTl Landtag von NRW. 

Der Landesvorsitzende Jürgen Rüttgers und Michael Breu- 
er überreichten dem Jubilanten die goldene Ehrennadel 

Michael Breuer MdL, Vor- 
sitzender der CDU Rhein- 
Erft, hob in seiner Laudatio 

dievielfachenVerdienstedes 
heutigen Landrates hervor: 
„In seiner Funktion als Land- 

rat hat We-ner 

StumpdenRhein- 
Erft-Kreis zum 

wirtschaftsstärk- 
sten und attrakti- 
vsten Kreis in 
Nordrhein-West- 
falen gemacht. Er 

ist ein Politiker 
mit Weitblick, der 

das Wohl der Menschen im- 
mer im Auge behält. Ich 

danke Werner Stump für sein 
jahrzehntelanges Engage- 
ment. Für die Menschen und 
für die CDU." 
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Helmut Sauer (Salzgitter): 

Schröder ignoriert in der Vertreibungs- 
frage deutsches und internationales Recht 

Die angemessenen Worte 
des Bundeskanzlers zum 
Kampf der Warschauer 
Heimatarmee gegen den 
Terror der deutschen Be- 
satzer waren wohl über- 

legt. Aber seine Aussagen 
zur ungelösten Entschädi- 
gungsfrage für die deut- 
schen Heimatvertriebenen 
offenbaren sein nicht vor- 

handenes historisches Ein- 
fühlungsvermögen. 

Es war meines Ermessens so- 
gar ein Versuch zu testen, ob 

und wie er die völkerrechtli- 
che und die deutsche Rechts- 
lage zu Lasten der Vertriebe- 
nen umgehen könnte! 

Sein „Basta" gegenüber 
den eigenen Landsleuten ist 

unangebracht. Seine den Po- 
len versprochenen Einmi- 
schungsversuche bei den 
Europäischen Gerichtshöfen 
in Straßburg und Luxemburg 

zeigen, wie er sich mit nichts 
sagenden Leerformeln popu- 

listisch aus seiner Verant- 
wortung stehlen wollte. 

Soeben hat im Juni 2004 
ein Nachkomme eines aus 
dem ehemals polnischen 

Lemberg Vertriebenen vor 
dem Europäischen Gerichts- 
hof ein Urteil gegen die War- 
schauer   Regierung   wegen 

Helmut Sauer (Salzgitter) 

Vermögensfragen erstritten. 
Nach meiner empfehlen- 

den Parlaments- Berichter- 
stattung zur Bundestags- 
drucksache 12/7320 hat der 
Deutsche Bundestag am 23. 
Juni 1994einstimmigfestge- 
stellt: „Vertreibung jeder Art 

ist international zu ächten 
und als Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit zu ahn- 
den. Wer vertrieben wurde, 
hat Anspruch auf die Aner- 
kennung seiner Rechte." 

Will Schröder bei der 

Tragweite des Beschlusses 
und der noch weitergehen- 
den Beschlüsse des Men- 
schenrechtsausschusses der 
Vereinten Nationen (Rück- 

kehrrecht, Eigentumsrück- 
gabe u.a.) wirklich die Eu- 
ropäischen Gerichtshöfe be- 
vormunden? 

Eindeutig verletzt er 
bereits die diplomatische 

Schutz- und Obhutspflicht, 

wenn er die deutsche Rechts- 
lage aushöhlt bzw. sich da- 

von distanziert. 
Geradezu   abenteuerlich 

sind die Hinweise des Fi- 
nanzministers Eichel und der 

rot-grünen Fraktions- Som- 
merstallwachen zum Lasten- 
ausgleichsgesetz, um inner- 
staatliche Regelungen abzu- 

wiegeln. 
Das LAG stellt ausdrück- 

lich fest, dass es die völker- 
rechtswidrige, entschädi- 
gungslose Entziehung deut- 
schen Vermögens nicht tan- 

giert, da es lediglich - siehe 
CDU- Bundesvertriebenen- 

minister Dr. Hans Lukaschek 
-als Eingliederungshilfe und 

Starthilfe im Westen ge' 
schaffen worden ist. Die 
SPD- und FDP- Fraktion des 
1. Bundestages stimmten 

dieser Interpretation zu. 
Die ausgezahlten Be- 

träge waren niemals als end- 
gültige Entschädigungange' 

sehen worden, zumal s'e 

weit unterden tatsächlichen 

Verkehrswerten lagen. 
Das Lastenausgleichsai" 

chiv in Bayreuth und das 
BundesausgleichsamtinBao 
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Homburg stehen für Infor- 
mationen zur Verfügung, 

insbesondere letzteres auch 
darüber, wie das LAG ge- 
genüber Aussiedlern ange- 
wandt wird, wenn LAG- För- 
dermittel zurück verlangt 
Werden (Rückkehr nach Po- 
len; dortige Grundbuchein- 
tragungen). 

Der Kanzler sollte mit sei- 
nen rot- grünen Fraktionen 

aufhören, den Faktor „Zeit- 
ablauf" unterschiedlich fürdie 
vielfältigen Opfergruppender 
Nationalsozialisten im In- und 
Ausland anzuwenden. 

Wir Vertriebene sind 
nicht als Opfergruppen zwei- 
ten- und dritten Grades zu 
betrachten. 

Unsere Vertreibung ist 
und bleibt ein „völkerrecht- 
'•ch zu ächtendes Unrecht, 
das weder durch deutsche 
Kriegsschuld noch durch 
"en Nationalsozialismus zu 
rechtfertigen ist", wie Bun- 

despräsident Herzog es tref- 

fend beschrieben hat. Muss 
dem Bundeskanzler erst er- 
klärt werden, dass das Ver- 
treibungsverbrechen nicht 
mit dem vorhergehenden 
Naziverbrechen gerechtfer- 
tigt und entschuldigt (wenn 
auch erklärbar) werden 
kann? 

Der Hochkommissar für 
Menschenrechte bei den 
Vereinten Nationen schrieb 
an den BdV: „Das Recht aus 
der angestammten Heimat 
nicht vertrieben zu werden, 
ist ein fundamentales Men- 
schenrecht." 

Die Völkerrechtswidrig- 
keit der Eigentumsentzie- 
hung (Haager Landkriegs- 
ordnung) ist festgestellt und 

harrt einerLösung.DerKanz- 
ler kann auf Privateigentum 

anderer Menschen über- 
haupt nicht verzichten bzw. 
einer wenn dann nachträgli- 
cher deutscher Enteignung 
zu Lasten der Vertriebenen 
das Wort reden! 

Wir verlangen, das be- 
trifft gar nicht in erster Linie 
die Vermögensfrage, gene- 
rell eine am Allgemeinwohl 
aller beteiligten Völker aus- 
gerichtete Heilung der Ver- 
treibungswunden und dies 
mit europäischer Zielrich- 
tung. 

Vor allem Ungarn, Rumä- 
nien und die Baltischen Staa- 
ten sind ernsthaft darum 
bemüht und haben dankens- 
werterweise Lösungsvor- 
schlägevorgelegt. 

Helmut Sauer ist der 

Bundesvorsitzende der Ost- 
und mitteldeutschen Verei- 
nigung der CDU/CSU und 
Sprecher der in der CDU/ 
CSU organisierten Heimat- 
vertriebenen. 

Weitere Informationen 
zur Ost- und Mitteldeut- 
schen Vereinigung finden 
Sie auch im Internet un- 
ter www.cdu.de/omv 

CDU-Mitgliedernetz: Jetzt mit auch mit persönlichem PASSWORT 

D"e NutzerdesCDU Mitglie- 
dernetzes kennen das Pro- 
blem. Die Einwahl in das 
CDUnet mit Hilfe der Mit- 
gliedsnummer ist recht um- 
ständlich. Nicht jeder hat 
den Mitgliedsausweis stets 
bereit und nur wenige kön- 
nen sich eine lOstellige Zif- 
ternkombination merken. 
Daher haben wir die Iden- 

tifizierungs-Möglichkeiten 
jetzt erweitert und vereinfa- 
chen so die Einwahl. Ab so- 
fort können Sie selbststän- 
dig ein Passwort wählen, das 

abderfolgenden Einwahl die 
Eingabe der Mitgliedsnum- 
mer ersetzt. Sollten Sie das 
Passwort einmal vergessen: 
Kein Problem! DieMitglieds- 
nummer  funktioniert  wei- 

terhin parallel als Identifizie- 
rungsmerkmal. 

Schauen Sie einfach mal 
im CDU-Mitgliedernetz un- 
ter www.cdunet.de vorbei. 
Sie finden dort unter ande- 
rem die Möglichkeit zur Ma- 
terialbestellung, Diskussions- 
foren, eine Ideenbörse oder 
Angebote zum preiswerten 
mobilen telefonieren. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Die  PR-Regierung 

Der Medienkanzler und seine Werbe- 
Millionen 

Rot-Grün gibt jährlich weit 
über200Millionen Euro für 

Werbung und PR aus. Diese 
Summe haben der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe 
Haushalt, Dietrich Auster- 
mann, und der zuständige 
Berichterstatter im Haus- 
haltsausschuss, Bernhard 
Kaster, jetzt ans Licht ge- 

bracht. 
Die Antwort der Bundes- 

regierung auf eine Große 
Anfrage zum Ausmaß ihrer 
Öffentlichkeitsarbeit hatte 
die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion zum Anlass genom- 
men, sämtliche Ausgaben 

für rot-grüne Anzeigen und 
Plakate einmal detailliert 
aufzulisten. In einer 20seiti- 
gen Broschüre haben Die- 
trich Austermann und Bern- 
hard Kaster dabei unzählige 
Rechtsverstöße detailliert 
und mit Belegen nachgewie- 
sen. Summiert man die Be- 
träge auf, ergibt sich, dass 
die Ausgaben fürÖffentlich- 
keitsarbeit fast doppelt so 
hoch sind, wie bisher einge- 
standen. Um an zusätzliche 
Millionen-Beträge für rot- 
grüne Image-Werbung zu 

gelangen, wird das Haus- 
haltsrecht missachtet, um- 
gangen  und   ignoriert  kri- 

Bernhard Kaster und Dietrich Austermann 

tisierten Dietrich Auster- 
mann und Bernhard Kaster 
bei der Vorstellung der Bro- 
schüre vor rund zwei Dut- 
zendjournalisten. 

Die Veröffentlichung 

bringt unter anderem ans 
Licht, dass die Ministerien 
verschiedenste Haushalts- 
Töpfe' rechtswidrig zur Fi- 
nanzierung ihrer Regierungs- 
werbung missbrauchen. Ne- 
ben den offiziellen Mitteln 
für Öffentlichkeitsarbeit, für 
die es bestimmte Haushalt- 
stitel gibt, werden auch für 
Fachinformationen und Bro- 
schüren vorgesehene Haus- 

haltstitel für Zeitungsan- 
zeigen und Plakate miss- 
braucht. Selbst aus öffentli- 
chen Zuschussprogrammen, 
mit denen eigentlich die Bür- 
ger   finanziell    unterstützt 

werden sollen, werden Mil' 
lionenbeträge für Anzeigen, 

Plakate und Kinospots abge- 
pumpt, ergibt die aufwen- 
dige Recherche. Summiert 

man diese Beträge auf, er- 
gibt sich, dass die Ausga- 
ben für Öffentlichkeitsar- 
beit mehr alsdoppelt so hoch 

sind, wie bisher eingestan- 

den. Die Recherchen und 
Berechnungen sind mit 59 
detailliert nachgewiesenen 

Quellen versehen und ste- 
hen im Internet auf der Seite 

der Bundestagsfraktion un- 
ter www.cducsu.de der Öf- 
fentlichkeit zur Verfügung- 

Je schlechter die Arbeit 

der Bundesregierung, desto 
mehr müsse sie offensicht- 
lich für Öffentlichkeitsarbeit 

ausgeben, so das Fazit von 
Austermann und Kaster. 
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Haushalt 2005 defini- 
tiv verfassungswidrig 

Erklärung zur Entscheidung 
der Bundesregierung, den 
Auszahlungstermin des Ar- 
beitslosengeldes II (ALGII) 
auf den Anfang des Monats 
zu verschieben: 

Im Streit in der Regierung 
um den Auszahlungsmodus 

beim ALG II hat der Bundes- 
finanzminister erneut den 
Kürzeren gezogen. Die ge- 
strige Entscheidung im Bun- 
deskanzleramt kostet Eichel 
1.4 Mrd. € zusätzlich, die im 
Haushalt 2005 nicht ausge- 
lesen sind. Damit steht 
fest, dass der Haushalt im 

Kommenden Jahr erneut von 
Anfang an verfassungswid- 
rig sein wird, dann zum vier- 
ten Mal in Folge. 

Dabei muss Eichel bereits 
für den Nachschlag für die 

Kommunen von 1,4 Mrd. €, 
der im Vermittlungsverfah- 
ren zum Optionsgesetz ver- 
handelt worden war, gerade- 
stehen. Dieser soll über eine 
Globale Minderausgabe im 
Haushalt eingespart wer- 
der>. Schon dieses Vorhaben 

'st höchst zweifelhaft. Nun 
Kommen weitere 1,4 Mrd. 
auf Eichel zu, die ebenfalls 
^'chtdurch Einsparungener- 

racht werden dürften. Bei 
einer Nettokreditaufnahme 
V°n22Mrd.€undlnvestiti- 
°nsausgaben von 22,8 Mrd. € 

Dietrich Austermann 

bedeuten die Zusatzausga- 
ben in Höhe von insgesamt 

2,8Mrd.€,dassderHaushalt 
bereits im Entwurf um rd. 2 
Mrd. über der Verfassungs- 
grenze, die nach dem Grund- 

gesetz durch die Höhe der In- 
vestitionen bestimmt ist, lie- 
gen wird. Dabei ist noch 

nicht berücksichtigt, dass 
die Zahl der Langzeitarbeits- 
losen weiter steigt. 

Hartz IV ist wie der Haus- 
halt 2005 auf Sand gebaut. 

Dietrich Austermann ist 
der haushaltspolitische Frak- 
tionssprecher. 

Erste Menschen- 
Klonierung in Europa 

erzwingt politische 
Grundsatzent- 

scheidung 

Stellungnahme zur ersten 
Menschen-Klonierung in 
Europa: 

Knapp ein Jahr ist es her, 
dass  sich  die  Weltgemein- 

schaft in New York nicht auf 
eine Konvention zur Ächtung 
des Klonens von Menschen ei- 
nigen konnte. Der von Costa 
Rica, den USA und anderen 

Staaten eingebrachte Antrag, 
die Erzeugung menschlichen 
Lebens nach der „Dolly-Me- 
thode" als „moralisch wider- 
wärtig" zu brandmarken, ver- 

fehlteumnureineStimmedie 
Mehrheit. 

Die deutsche Bundesre- 
gierung hatte in dieser De- 
batte eine eigenartige Posi- 
tion zwischen Hinhaltetak- 
tik und inhaltlicher Unbe- 

stimmtheit-übrigens im Wi- 
derspruch zum eindeutigen 
Beschluss des deutschen 
Parlaments - vertreten. Bei 
der Abstimmung fehlte letzt- 
lich auch die deutsche Stim- 
me zur umfassenden Äch- 

tung des Klonens. Begründet 
wurde dies unter anderem 

mit Rücksichtnahme auf 
eine gemeinsame deutsch- 
französische Position. 

Doch nun hat Frankreich 
Ende Juli mit der Novellie- 

rung des Bioethikgesetzes 
seine Position nicht nur 
verändert, sondern eindeu- 
tig festgelegt. Frankreich 
verbietet auch das so ge- 
nannte therapeutische Klo- 
nen und damit jedwede An- 
wendung der Klontechnolo- 
gie am Menschen. 

Die Bundesregierung ist 
deshalb gefordert, jetzt un- 
verzüglich mit der französi- 
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Helmut Heiderich 

sehen Regierung zu einer 
neuen Initiative für die im 
September wieder aufzu- 
nehmenden Verhandlungen 

bei den Vereinten Nationen 
zu kommen. Ziel muss es 
sein, durch eine möglichst 

breite Mehrheit die Initia- 
tive Costa Ricas zu einem 
weltweit umfassenden Klon- 

verbot zu unterstützen. 
Denn eines zeigt die bishe- 

rige Entwicklungdeutlich. Der 

rasante Fortschritt der Gen- 
technologie nimmt auf politi- 

sche Vertagungen und Taktie- 
rereien keine Rücksicht. 
Schafft es die Politik nicht, po- 
litische Leitbahnen rechtzei- 
tig und international vorzuge- 
ben, bestimmen Einzelergeb- 
nisse wenigerehrgeiziger For- 

scher, wohin die Reise geht. 
Das kann doch wohl kein 

Politiker letztlich verant- 

worten. 
Helmut Heiderich ist der 

Bio- und Gentechnik-Beauf- 
tragte der Bundestagsfrak- 

tion. 

Bundesregierung 
versteckt sich hinter 

fehlenden Daten 

Stellungnahmezur Antwort 
der Bundesregierungauf die 

Kleine Anfrage der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion zur 

Lebenssituation von Frauen 
und Mädchen aus muslimi- 
schen Familien in Deutsch- 

land: 
Die Antwort der Bundes- 

regierung ist ein Beleg der 
Ahnungslosigkeit und Un- 
kenntnis. Die Bundesregie- 
rung hat sich bislang kaum 
mit der Lebenssituation von 
Frauen und Mädchen aus 
muslimischen Familien in 
Deutschland auseinanderge- 
setzt. Mit geschätzten 3,1 bis 
3,5 Millionen bilden die Mus- 
lime nach den beiden christ- 
lichen Konfessionen zwar 
die drittgrößte Glaubensge- 

meinschaft in der Bundesre- 
publik, doch aussagekräftige 
Statistiken gäbe es in vielen 
Bereichen keine, so die Bun- 
desregierung. Eigentliches 
Ziel der Anfrage wares, Infor- 

mationen über die Lebenssi- 

tuation von Frauen und 
Mädchen aus muslimischen 
Familien in Deutschland zu 
erhalten, um auf diese Wei- 
se Integrationsfragen und 

politischen Handlungsbedarf 
herausarbeiten zu können. 

Die   Unwissenheit   der 
Bundesregierung   ist   mehr 

als peinlich! Gerade die Le- 
benssituationderin Deutsch- 
land lebenden muslimischen 

Frauen und Mädchen muss 
eine Kernfrage moderner In- 
tegrationspolitik sein: So kla- 
gen Lehrer zunehmend darü- 
ber, dass sich immer mehr 
Mädchen aus muslimischen 

Familien vom Sport- und Bio- 
logieunterricht abmelden. 
Der Migrationsbeauftragte 

des Berliner Senats bemän- 
gelt, dass sich viele Mädchen 
wegen mangelnder Chancen 

in die Rolle „Küche, Kinder, 

Kopftuch" begeben, weil sie 
dort eine gewisse Sicherheit 

finden würden. Der lange 
Kampf vieler Politikerinnen, 

Politiker und gesellschaft- 
licher Gruppen um mehr 
Gleichberechtigung und das 
heutige Selbstverständnis 
von einer gleichberechtigten 

Teilhabe von Frauen in Beruf, 
Politik und Gesellschaft gilt 
auch für diesen Personen- 

kreis. 
Wir müssen diesen Mäd- 

chen und Frauen helfen,eine 

gesellschaftliche und beruf- 
liche Zukunftsperspektive zu 

finden. Doch wo soll man an- 
setzen, wenn die Bundesre- 

gierung über ihre Situation 
offiziell nichts weiß? Die Bun- 

desregierung darf sich nien 
länger hinter fehlenden sta- 
tistischen Daten verstecken- 

Sie muss die Realität endlich 
zur Kenntnis nehmen und 
handeln. Dazu gehört auch. 
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Maria Eichhorn 

dass die Frage der religiösen 
Zugehörigkeit von Migran- 
ten innerhalb der deutschen 

integrationspolitikeine stär- 
kere Rolle spielen muss. 

Maria Eichhorn ist die 
Vorsitzendeder Fraktionsar- 
beitsgruppe Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend und 
Rita Pawelski die zustän- 
dige Berichterstatterin. 

Lkw-Mauteinführung 
zügig voranbringen 

ErklärunganlässlichderBe- 
r'chterstattung, dass bisher 

'«diglich 20000 Mautgeräte 
angebaut sind: 

In Sachen Maut hat Mini- 
ver Stolpe noch 3 wichtige 
Hausaufgaben zu erledigen: 
• Ein funktionsfähiges Sy- 
stem muss bis zum 1.1.2005 
'awfen. 

Um   die   Wettbewerbs- 
fah'gkeit für das Güterkraft- 
erkehrsgewerbe   sicher  zu 

^e"en, müssen in Brüssel die 
armonisierungsfragen zum 
Schluss gebracht werden. 

Die Schadensersatzfor- 

derungen gegen- 
über dem Betrei- 

berkonsortium 
müssen endlich 
beziffert und gel- 

tend gemacht 
werden. 

Doch   positive 
Nachrichten kann 
der   Bundesmini- 

ster für Verkehr-, Bau- und 
Wohnungswesen bisher 
nicht verkünden. Besorgni- 

serregend ist insbesondere, 
dass bisher lediglich 20 000 

der so genannten „On-Board- 
Units" in LKWs eingebaut 
worden sind. Noch vor kur- 

zem hieß es aber, dass 
90 000 dieser Geräte pro Mo- 
nat eingebaut werden sollen. 
Dies ist aber notwendig, da- 
mit die anvisierten 500 000 
Geräte zum 1.1.2005 zur Ver- 
fügung stehen. Aber auch bei 
seinen Harmonisierungsver- 
handlungen sowie bei der 
Geltendmachung der Scha- 
densersatzforderungen ist 
Stolpe offenbar nicht einen 
Schritt weiter. 

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion hat daher im Bun- 
destag einen Antrag einge- 
bracht, mit dem die Bundes- 

regierung aufgefordert wird, 
das Projektcontrolling im 
Hinblick auf die Mautein- 
führungzu intensivieren und 

auch Harmonisierung und 

das Schiedsgerichtsverfah- 
ren schnellst möglich zum 
Abschluss  zu   bringen.   Ich 

Dirk Fischer 

fordere Minister Stolpe auf, 
endlich die Fakten auf den 
Tisch zu legen und die bisher 

praktizierte Hinhaltetaktik 
endlich aufzugeben. 

Dirk Fischer ist der ver- 

kehrspolitische Fraktions- 
sprecher. 

Reform der sozialen 
Pflegeversicherung 

schon wieder 
Makulatur 

Erklärung anlässlich der 

Meldungen zur Finanzlage 
der sozialen Pflegeversi- 
cherung und Forderungen 
nach umfassender Reform 

der Pflegeversicherung: 
Das von Rot-Grün ge- 

plante Gesetz zur Reform 

der sozialen Pflegeversiche- 
rung ist schon wieder Maku- 

latur, bevores überhauptvon 
den Koalitionsfraktionen be- 
schlossen ist. Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion sieht sich 
in ihren Befürchtungen be- 
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Annette Widmann-Mauz 

stätigt. Allein in diesem Jahr 
istmiteinemDefizitderPfle- 
gekassen von einer Milliarde 

Euro zu rechnen. Rot-Grün 
ist hierfür zum Teil selbst 
verantwortlich, so wurde 
zum Beispiel die Pflegeversi- 
cherung durch die Kürzung 
der Pflegebeiträge für Ar- 
beitslose zu Gunsten des 
Bundeshaushaltes belastet. 

Der Versuch, die Einnah- 
mesituation der Pflegeversi- 

cherung durch eine einsei- 
tige Belastung von Kinder- 
losen mit höheren Beiträgen 
zu stabilisieren, wirkt nicht 
nur wie eine „Pflegesteuer" 
für Kinderlose, sondern droht 
auch die rot-grüne Koalition 
zu entzweien. 

Die Frage, wie es mit der 
Pflegeversicherung weiter- 
geht, verlangt nach einer 
ehrlichen Antwort. Dazu ge- 
hörtdieErkenntnis.dass Lei- 

stungsverbesserungen zum 
Beispiel für Demenzkranke 

auf Dauer nicht ohne Bei- 
tragsanhebungen zu finan- 

zieren sind. Jedoch darf der 
erhöhte Finanzbedarf in der 

Pflege nicht zu einer weite- 
ren Belastungder Arbeitsko- 

sten führen. Zudem brau- 
chen wir auch in der Pflege- 
versicherung eine ergän- 
zende kapitalgedeckte Rück- 
lage, damit auch die heuti- 
gen Erwerbstätigen noch 
Unterstützungerhalten kön- 

nen, wenn sie später einmal 
pflegebedürftig werden. 

Annette Widmann-Mauz 
istdie gesundheitspolitische 
Fraktionssprecherin. 

Auswirkungen der 
Tabaksteuererhö- 

hungen überprüfen 

Stellungnahme zu den 
jüngsten Berichten über 
die Auswirkungen der ers- 

ten Stufe der Tabaksteuer- 

erhöhung: 
Die Unbelehrbarkeit der Re- 
gierungskoalitionen in Sa- 
chen Tabaksteuererhöhung 

rächt sich: Nach der ersten 
Stufe der im vergangenen 
Dezember beschlossenen 
Tabaksteuererhöhung sind 
Einzelhändler massiv in ih- 
rer Existenz bedroht, die 
Steuerquelle ist beschädigt, 
und Anzeichen für zurück- 
gehende Raucherzahlen 
sind nicht ersichtlich. Die 

Ziele der Regierungskoali- 
tionen sind damit bislang 
nicht erreicht worden. 

Michael Meister 

Die CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion hatte sich mit Blick 
auf solche Auswirkungen für 

eine moderate Anhebung 
der Tabaksteuer ausgespro- 
chen und im Deutschen Bun- 
destag entsprechende An- 
träge gestellt. Damit hätte 
die Steuerquelle in marktge- 
rechter Weise ausgeschöpft 
werden können. Gleichzei- 
tig hätte die Chance bestan- 
den, dass der Bezug von Ta- 
bakprodukten über den 
Schwarzmarkt und das Inter- 

net nicht ausufert. Diesem 

Anliegen hat sich die Re' 
gierungskoalition verschlos- 

sen. 
Die   Regierungskoalitionen 

sollten angesichts der Aus- 
wirkungen der ersten Stufe 
überprüfen, welche Auswii" 
kungen die am 1. Dezember 

2004 in Kraft tretende zwei- 

te Stufe haben wird, und %V' 
Konsequenzen hieraus z'e' 
hen. Insolvenzen, Arbeits- 

platzverluste, weitere Auf' 
kommensverluste   und   zu 
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nehmender Schmuggel sind 
angesichts überzogener Er- 
wartungen an das Tabak- 

steuerrecht unverantwort- 
bar. Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird im Finanz- 
ausschuss des Deutschen 
Bundestages eine entspre- 
chende Berichterstattung 
verlangen. 

Michael Meister ist der 

finanzpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Steuererhöhung 
statt Jugendschutz ist 

realitätsfremd 

Stellungnahme zur Einfüh- 
rung der Steuer auf Alco- 
Pops: 

Seit 1. August wird auf 
d'e so genannten Alcopops 
e,ne Sondersteuer von  80 
W 90 Cent erhoben, wo- 
^it die Regierung glaubte, 
den Markt regulieren und 
das Problem des übermäßi- 
gen Alkoholkonsums bei Ju- 
gendlichen in den Griff be- 
kommen zu  können.  Rea- 
'tätsfremd und ohne Rück- 

Slcht   auf  Verluste   wurde 
p0Pulistisch-aktionistisch 

le Sondersteuer erhoben. 
°er   andere,    vor   allem 

effektive Alternativen, wur- 
e erst gar nicht nachge- 

bt. Vorschläge der Union 
ach einer strengeren Über- 

gebung des Jugendschut- 
es oder  die  Warnungen, 

Günter Krings 

dass die Sonder- 
steuer ohne Pro- 
bleme umgangen 
werden könne, 
wurden ignoriert. 
Und es dauerte 
nochnichteinmal 
einen Tag, bis die 

Drogenbeauf- 
tragte der Bun- 

desregierung eingestehen 

musste, dass ihre Steueridee 
zwar zu mehr Bürokratie, 
aber nicht zu mehr Jugend- 
schutz führt. 

So haben Getränkeindu- 
strie und Handel mit einer 
Änderung   der   Rezepturen 

auf die Sonderabgabe rea- 
giert: Statt Branntwein wer- 

den die Mixgetränke jetzt 
auf  der  Alkoholbasis   von 
Bier oder Wein hergestellt. 

Durch die Hintertür möch- 
te Frau Caspers-Merk nun 
eine Sondersteuer für Wein- 

und   Biermixgetränke  ein- 
führen. Wann merkt die Bun- 
desregierung endlich, dass 
durch   solchen   Dirigismus 

keine Probleme gelöst, son- 
dern nur die Fantasie die 
Hersteller gefördert wird? 
Das Problem des übermä- 
ßigen Alkoholkonsums bei 
Jugendlichen muss gesamt- 
gesellschaftlich    angegan- 
gen werden - auch die Her- 

steller müssen ihrer Verant- 
wortung   gerecht   werden 
und   mit   entsprechenden 

Strafen rechnen,wennsiez. 
B. keine Warnhinweise auf 

Julia Klöckner 

ihre Flaschen drucken. 
Die höhere Steuer - ihre 

Verfassungsmäßigkeit sei 
dahingestellt - ist kein wirk- 
sames Instrument, um Kin- 
der und Jugendliche vom 
Konsum der Alcopops abzu- 
halten. Stattdessen müssen 
die Kontrollen in den Super- 
märkten, Kiosken und Tank- 
stellen intensiviert werden, 
um den unerlaubten Verkauf 

von Alcopops an Jugendliche 
zu bekämpfen. Nur eine ent- 
sprechende „Jugendschutz- 
streife", harte Strafen bei 
Verstößen und eine aktive 

Kennzeichnung der Pro- 
dukte sind ein effektives 
Mittel. Dafür gibt es das Ju- 
gendschutzgesetz, es muss 
nur angewandt werden! 

Günter Krings ist der 
Vorsitzende der Jungen 
Gruppe der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktionjulia Klöck- 

ner ist die stellvertretende 
Vorsitzende der Jungen 
Gruppe und zuständige Be- 
richterstatterin im Aus- 

schuss Verbraucherschutz, 
Ernährung und Landwirt- 
schaft. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

.Willkommen in der i. Klasse! 

DINAO 
Bestell-Nummer: 7680 
Preis je 50 Stück: 28,75 € 
inkl. MwSt.: 33,35 € 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7679 

Preis je 5( 
inkl. MwSt: 22,04 € 

„i. Klasse - so sollte auch die Schulpolitik sein.' 

DINAO 
Bestell-Nummer: 7036 

Preis je 50 Stück: 28,75 € 
inkl. MwSt.: 33,35 € 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7035 
Preis je 50 Stück: 19,00 € 

inkl. MwSt: 22,04 € 

ca n —. • H n E=3 

- 

Z£*i^ • •. 

Stundenplan 

Bestell-Nummer: 9: 
Preis je 250 Stück: 10,20 € 
inkl. MwSt: 11,83 € 

Mini-Schultüte 
Inhalt: 4 Buntstifte, Radiergummi, Bleistift und 

CDU-Vitaminbonbons 

Bestell-Nummer: 9657 
Preis je 10 Stück: 15,30 € 

inkl. MwSt: 17,75 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello 
„So entstehen neue Jobs" 

Bestell-Nummer:2171 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
.Das Steuermodell der CDU" 

Bestell-Nummer:2172 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
„Willkommen in der CDU" 

Bestell-Nummer: 5932 
Preis je 100 Stück: 16,50 € 

inkl. MwSt.: 17,66 € 

Folder „Sozial ist was Arbeit schafft" 

Bestell-Nummer: 2085 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 

inkl. MwSt: 10,70 € 

Alle Leporellos sind ab dem 23.08.04 verfügbar! 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Faltplan „Ländervergleich" 
Unionsgeführte Länder belegen: 
Man kann auch gut regieren 

Bestell-Nummer:2865 
Preis je 50 Stück: 15,25 € 
inkl. MwSt: 16,32 € 

Bundesliga-Spielplan 

Bestell-Nummer:9170 
Preis je 100 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 23,20 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrun1 

Postfach 1162,33759 Versmold 
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